
 
 

 

  
 

     
   
         
                   
                     
  

 
 

 

 
 

 

R e c h t s a n w a l t  
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t   

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t  

 

Grabenstraße 24 / Ecke Indestraße 

52249 Eschweiler 

Rechtsanwalt     kanzlei 

       Jörg G.   teinort 
 

 

 

 
Mandantenbrief 05/2017 

 

 
SPRUCH des Monats  
 

Ich bin ein Pessimist für die Gegenwart, aber ein Optimist für die 

Zukunft. 

Wilhelm Busch; 1832 - 1908, deutscher Dichter, Maler und Zeich-

ner 

  

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 
Abgekürzte Kündigungsfrist in der Probe-

zeit nur bei eindeutiger Vertragsgestaltung 
  

Sieht der Arbeitsvertrag eine Probezeit von längstens 6 Monaten vor, kann das Ar-

beitsverhältnis ohne weitere Vereinbarung von beiden Seiten mit einer Frist von 2 

Wochen gekündigt werden. 

 

Ist jedoch in einem vom Arbeitgeber vorformulierten Arbeitsvertrag in einer weiteren 

Klausel eine längere Kündigungsfrist festgelegt, ohne unmissverständlich deutlich zu 

machen, dass diese längere Frist erst nach dem Ende der Probezeit gelten soll, ist 

dies vom Arbeitnehmer regelmäßig dahin zu verstehen, dass der Arbeitgeber schon 

während der Probezeit nur mit der vereinbarten längeren Frist kündigen kann. 

 

In einem vom Bundesarbeitsgericht am 23.3.2017 entschiedenen Fall war ein Ar-

beitnehmer ab April 2014 als Flugbegleiter beschäftigt. Vertraglich war vorgesehen, 

dass die ersten 6 Monate des Arbeitsverhältnisses als Probezeit gelten. Ferner war in 

dem Vertrag eine Kündigungsfrist von 6 Wochen zum Monatsende vereinbart. Am 

5.9.2014 erhielt der Flugbegleiter eine Kündigung zum 20.9.2014. Er begehrt die 

Feststellung, das Arbeitsverhältnis habe erst mit Ablauf der im Arbeitsvertrag ver-

einbarten Frist und damit zum 31.10.2014 geendet. Aus dem Vertrag ergebe sich 

nicht, dass innerhalb der ersten 6 Monate des Arbeitsverhältnisses eine kürzere 

Kündigungsfrist gelten solle. 

 

 



 
Familienrecht 
 

Filesharing über Familienanschluss 
  

In einem vom Bundesgerichtshof am 30.3.2017 entschiede-

nen Fall wurde das Musikalbum "Loud" der Künstlerin 

Rihanna über einen Internetanschluss im Wege des 

"Filesharing" öffentlich zugänglich gemacht. Für diese Urhe-

berrechtsverletzung verlangte der Rechteinhaber Schadenser-

satz vom Inhaber des Internetanschlusses. 

 

Dieser bestritt die Rechtsverletzung begangen zu haben und 

wies darauf hin, dass seine 3 bereits volljährigen Kinder noch 

bei ihm wohnen und jeweils eigene Rechner besessen und 

über einen mit einem individuellen Passwort versehenen 

WLAN-Router Zugang zum Internetanschluss hatten. Der 

Anschlussinhaber erklärte, er wüsste, welches seiner Kinder 

die Verletzungshandlung begangen hat, verweigerte hierzu 

aber nähere Angaben. 

 

Der BGH stellte fest, dass der Rechteinhaber grundsätzlich die 

Beweislast dafür trägt, dass der Anschlussinhaber für die 

Urheberrechtsverletzung verantwortlich ist. Eine tatsächliche 

Vermutung spricht jedoch für eine Täterschaft des Anschluss-

inhabers, wenn zum Zeitpunkt der Rechtsverletzung keine 

anderen Personen - etwa die Familienangehörigen - diesen 

Internetanschluss benutzen konnten. Zu dieser Frage muss 

sich der Anschlussinhaber im Rahmen einer sog. sekundären 

Darlegungslast erklären, weil es sich um Umstände auf seiner 

Seite handelt, die dem Rechteinhaber unbekannt sind. In 

diesem Umfang ist der Anschlussinhaber zu Nachforschungen 

sowie zur Mitteilung verpflichtet, welche Kenntnisse er dabei 

über die Umstände einer eventuellen Verletzungshandlung 

gewonnen hat. 

 

Im entschiedenen Fall hat der Anschlussinhaber seiner Darle-

gungslast nicht genügt, weil er den Namen des Kindes nicht 

angegeben hatte. 

 

Der Anschlussinhaber ist beispielsweise nicht verpflichtet, die 

Internetnutzung seines Ehegatten auf die Existenz von 

Filesharing-Software zu untersuchen. Hat der Anschluss- 

inhaber jedoch im Rahmen der ihm obliegenden Nachfor-

schungen den Namen des Familienmitglieds erfahren, das die 

Rechtsverletzung begangen hat, muss er dessen Namen 

offenbaren, wenn er eine eigene Verurteilung abwenden will. 



 

 

 
 
Sonstiges 
 

Wohnraumkündigungen wegen sog. Berufs- 

oder Geschäftsbedarfs 
  

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 29.3.2017 mit der Frage befasst, unter 

welchen Voraussetzungen die Kündigung eines Wohnraummietverhältnisses durch 

den Vermieter zum Zwecke der Eigennutzung zu (frei-)beruflichen oder gewerbli-

chen Zwecken möglich ist. 

 

Im entschiedenen Fall bewohnte ein Mieter seit dem 1.7.1977 eine 27 m2 große 

Wohnung. Der Ehemann der Vermieterin betreibt im ersten Geschoss des Vorder-

hauses, in dem sich die gemietete Wohnung befindet, ein Beratungsunternehmen. 

Die Vermieterin kündigte das Mietverhältnis mit der Begründung, der Ehemann 

benötige die Wohnung zur Erweiterung seines Gewerbes. 

 

Der BGH stellt mit seiner Entscheidung klar, dass es - entgegen einer verbreiteten 

Praxis - nicht zulässig ist, den Berufs- oder Geschäftsbedarf als ungeschriebene 

weitere Kategorie eines anzuerkennenden Vermieterinteresses an der Beendigung 

eines Wohnraummietverhältnisses zu behandeln. Die Gerichte haben vielmehr im 

Einzelfall festzustellen, ob ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendi-

gung des Mietverhältnisses besteht. 

 

Wenn der Vermieter die Wohnung nicht zu Wohnzwecken benötigt, son-

dern sie einer gewerblichen Nutzung zuführen will, ist der Kündigungs-

tatbestand des Eigenbedarfs nicht erfüllt. Ebenso wenig stellt die Eigen-

nutzung der vermieteten Wohnräume zu (frei-)beruflichen oder gewerbli-

chen Zwecken eine wirtschaftliche Verwertung dar. 


